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Klage gegen die Saarregierung
In der „Arbeit“ wurde vor kurzem rnitge-

teilt, daß ein Einspruch beim Europ^rat and
der UNO seitens der Gewerkschaft über ge¬
wisse Zustände an der Saar vorgebracht wor¬
den ist. In bezug auf die Eisenbahner wurde
noch besonders erwähnt, daß der DGB und der
IBFG die Haltung des I.V. Eisenbahn unter¬
stützen. Jetzt hat der IBFG in Verfolg der ge¬
werkschaftlichen und Arbeitnehmerinteressen
überhaupt Klage gegen die Saarregierung er¬
hoben. In der Klage, die an den Generaldirek¬
tor des Internationalen Arbeitsamts in Genf
gerichtet ist, wird festgestellt, daß die Saar-
regierung „den Eisenbahnern das Recht zum
Abschluß von KoHektivverträgen raubt“. Der
IBFG bezieht sich auf ein saarländisches Ge¬
setz von» 11. Juli 1951, in dem die Stellung
der Angestellten der saarländischen Staatsbah¬
nen definiert wird. Das Gesetz sieht die Er¬
nennung von Arbcitnehmervertretern durch die
Regierung vor. statt den Angestellten das Recht
einzuräumen, ihre Vertreter durch Wahl zu
benennen. Diese Situation hat bereits den Pro¬
test der Eisenbahnergewerkschaft und der In¬
ternationalen Transportarbeiterfoderation her¬
vorgerufen.

Gegen das Gesetz vom Juli 1931 hatte die
Gewerkschaft von vornherein und wiederholt
Vorstellungen erhoben und darauf hingewiesen,
dals es gegen Paragraph 4? der saarländischen
Verfassung; v«*rstnß*».

Freie! Nachmittag im Einzelhandel
Wie wir von maßgeblicher Seite erfahren,

wird im nächsten Amtsblatt die Verlautbarung
üi; v die Vereinbarung betr. den freien Nach¬
mittag im Einzelhandel erscheinen. Damit wird
der freie Nachmittag, der bekanntlich für mitt¬
wochs festgesetzt wurde, im Einzelhandel des
Saarlandes eingeführt. Mit dem Erscheinen des
Amtsblattes mit der betr. Verlautbarung ist in
allernächster Zeit zu rechnen, so daß noch in
diesem Monat der freie Nachmittag zur Tat¬
sache werden wird.

I.V. Metall
Achtung, betr. 'Titgliedsbücher.

Die Mitglieder des Industrieverbandes Me¬tall werden gebeten, ihre Mitgliedsbü¬
cher, soweit sie in diesem Jahre zur Kon¬
trolle der Verbandslcitung noch nicht vorgelcgt
wurden, zwecks Kontrolle bei ihren Unterkas¬
sierern abzngeben. Sobald die Kontrolle durch¬
geführt ist, werden die Bücher den Kollegen
wieder zugestellt werden.
Ferner sei darauf aufmerksam gemacht, daß

in den Monaten mit 5 Wochen auch die fünfte
Beitragsmarke unbedingt geklebt werden muß,
d. h. im Vierteljahr sind 13 Woehenbeiträge
fällig.

Rauch, Industrieverhand Metall.

DGB-Ferienheime
Nach der Veröffentlichung der Notiz über

die „Deutsche Feriengemeinschaft“ des DGB
in der letzten Ausgabe gingen zahlreiche An¬
fragen bei uns ein. Wir geben nachstehend die
Anschriften der DGB-Ferienheime bekannt u.nd
bitten interessierte Mitglieder der EG, sich di¬
rekt an die Heime zu wenden:
Erholungsheim „Glück auf“, Hausham, Ober¬

bayern;
Erholungsheim Paßhöhe Hallthurm, bei Bad

Reichenhall;
Erholungsheim Rainthaler Hof, Werdenfelser

Land;
Erholungsheim Höllenthalkamm, Hammes¬

bach, bei Zugspitzdorf Grainau;
Erholungsheim Haus Primhs, Insel Wasser¬

burg, Bodensee;
Erholungsheim Müntner-Schumann-Heim.

Sulzbach, Schwarzwald;
Jugendheim Suttenhütte, Tegernsee;
Jugendheim Winklmooshütte, Chiemganer

Berge.
Der Aufenthalt pro Tag und Kopf beträgt ca.

6 — 8 DM.

Die 35. Tagung der IAO

Die Unabhängigkeit in Gefahr
Koalitionsireifieit, die Grundlage der Sozialpolitik - Rüstung und Lebensstandard

Mindestnormen der soziaien Sicherung

Die Internationale Arbeitsorganisation
(IAO) hielt vom 4. bis 28. Juni 1952
im Völkerbunspaiast in Genf ihre 35.
Jahreskonferenz ab, an der die meisten
der 66 Mitgliedstaaten der Organisation,
(auch das Saarland) mit 654 Delegierten
und Beratern vertreten waren. Die Be¬
sonderheit der Internationalen Arbeits¬
konferenz besteht darin, daß die einzel¬
nen Staaten nicht nur durch Delegierte
der Regierungen vertreten sind, sondern
daß in der Delegation eines jeden Staa¬
tes die Arbeitnehmerschaft und die Ar¬
beitgeberschaft durch je einen Vertreter,
der von den Weisungen der Regierung
seines Herkunftslandes unabhängig ist.
repräsentiert sind.

Paul Ramadier, der bisherige Vorsit¬
zende des Verwaltungsrates des Interna¬
tionalen Arbeitsamtes, ehemaliger fran¬
zösischer Ministerpräsident, wies in sei¬
ner Eröffnungsansprache auf die Gefahr
hin, die darin liegt, daß die Staatsma¬
schinerien mehr und mehr die sozial¬
politische Gestaltung an sich reißen und
daß die Gewerkschaften und Arbeitge¬
berorganisationen hierbei schwer um ihre
Unabhängigkeit zu ringen haben; die Koa¬
litionsfreiheit sei jedoch die Grundlage
der Sozialpolitik.
Zum Präsidenten der Konferenz wurde

der brasilianische Arbeitsminister de Se-
gadas Vianna gewählt.
Den Diskussionen im Plenum der Kon¬

ferenz lag der Jahresbericht des Gene¬
raldirektors des Internationalen Arbeits¬
amtes, David A. Morse, zugrunde. Morse
forderte in seinem Bericht, die Anstren¬
gungen für Rüstung und die Anstrengun¬
gen für die Aufrechterhaltung und Stei¬
gerung des Lebensstandards aufeinander
abzustimmen, damit nicht die Sozialpo¬

litik unter der Aufrüstung leide. Schon
jetzt sei es notwendig, Maßnahmen ein¬
zuleiten, um zu vermeiden, daß eine Ein¬
schränkung der Rüstung Massenarbeits¬
losigkeit und soziale Unruhen zur Folge
habe. Außerdem beschäftigte sich der
Bericht besonders mit der technischen
Hilfeleistung an unterentwickelte Länder.

Die allgemeinen Diskussionen führten
zur Annahme von drei Resolutionen. Die
erste fordert die Unabhängigkeit der
Gewerkschaftsbewegung von Staat und
Parteipolitik, die zweite verlangt eine
Ausdehnung der technischen Hilfelei¬
stung für unterentwickelte Gebiete und
die dritte fordert die Staaten auf, der
IAO bei der Verfolgung ihrer 7Aele die
notwendigen Mittel zur Verfügung zu
stellen.

Auf sozialpolitischem Gebiet wurde in
den einzelnen Fachausschüssen der Kon¬
ferenz, die ebenfalls aus Vertretern der
Regierungen, Arbeitgeber und Arbeitneh¬
mer der einzelnen Staaten zusammenge¬
setzt waren, wertvolle Arbeit geleistet,
sodaß die Konferenz eine Reihe bedeu¬
tender Beschlüsse fassen konnte. Ein
Fortschritt von besonderer Wichtigkeit
in der internationalen Sozialpolitik wur¬
de erzielt durch die Annahme eines
Uebereinkommens über die Mindestnor-
men der sozialen Sicherung. In diesem
Uebereinkommen ist zum ersten Male
der Versuch gemacht, einen universellen
Standard für die Leistungen in 9 Zwei¬
gen der sozialen Sicheru'ng( ärztliche Be¬
treuung, Krankengeld, Leistungen bei Ar¬
beitslosigkeit, im Falle des Alters, bei
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten,
bei Mutterschaft, bei Invalidität, Fami¬
lienbeihilfen und Leistungen an Hinter¬
bliebene) festzulegen. Ein Staat, der in
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Hellsehet auf Diebesfagd
Ein Drama in drei Akten — Im Schloß herrschte große Aufregung — Frau Baronin mußte

tief in die Kasse greifen

1. Akt. Im Schlüsse herrschte große Auf¬
regung. Der Baronin fehlten 50 Mark aus ihrem
Portemonnaie. Die konnten natürlich nur ge¬
stohlen seinl Wer käme auf die Idee, nachzn-
prüfen, ob sie ausgegeben waren. — Sie waren
gestohlen! — Wer war der Dieb? Familienmit¬
glieder, die Söhne und Töchter, kamen selbst¬
verständlich nicht in Betracht, die waren ja
über derlei Verdacht weit erhaben. Also konnte
der Täter nur unter dem „Personal“ zu suchen
sein. Davon gab es, angefangen vom Gärtner
über Chauffeur, Zofe und Diener bis zu den
Hausmädchen, genug. Alles schlich tagelang
mit äugenden Ohren raucksmäuschenstil! durch
hallende Gänge und die Flucht der Zimmer,
die mit Hilfe der Beziehungen auch von der
Belegung durch Flüchtlinge verschont geblieben
waren. — Endlich atmete alles erlöst auf, d>e
Schuldigen waren gefunden und fristlos ent¬
lassen' Die Schuldigen? Ja, es waren gleich
zwei, die beiden Hausmädchen Margot und Ger¬
da nämlich. Sie waren zwar nicht geständig
und leugneten sogar heftig — aber was war
denen schon zu glauben!

2. Akt. Das Drama fand im Arbeitsgericht
seine Fortsetzung. Auf der einen Seite saßen
die beiden Mädchen. Neben ihnen ihr Vertreter
der Gewerkschaft- Auf der anderen Seite die
Frau Baronin persönlich mit dem Geschäfts¬

führer der landwirtschaftlichen Arbeitgeberver-
einigung. Eis ging schon eine Welle hin und
her. Der Vorsitzende des Arbeitsgerichts wollte
endlich wissen, warum denn eigentlich die Mäd¬
chen fristlos entlassen wurden.
„Na, also, wenn das kein Grund ist, Herr

Vorsitzender“, entrüstete sich der Arbeitgeber¬
vertreter, „dann weiß ich wirklich nicht, wa¬
rum dann noch fristlos entlassen werden kann.
Die beiden Mädchen haben 50 Mark entwen¬
det!“
„Ja, ist das denn erwiesen?“
„Zugegeben haben sie natürlich nichts, aber

die Frau Baronin weiß trotzdem, daß sie e*
waren.“
„Aber, Herr Prozeßvertreter, Sie wissen doch

auch, daß ein Verdacht allein nicht genügt,
es müssen noch Umstände hinzukommen, di«
den Verdacht als absolut begründet erscheinen
lassen. Haben sich die Mädchen vielleicht durch
hohe Geildausgaben, Anschaffungen usw. ver¬
dächtig gemacht?“
„Wir sprechen gar nicht von einem Ver¬

dacht, Herr Vorsitzender. Für una besteht an
der Schuld der beiden Mädchen gar kein Zwei-Mi“
„Dann muß ich Sie aber wirklich bitten“,

ruft der Vorsitzende schon eia wenig unge¬

duldig, „mir da« endlich präzise zu begrün¬
den!“
„Sie werden sich vors tollen können, daß di®

Baronin einen solchen Makel nicht auf ihrem
Hause «itzen lassen konnte. Sie hat darum kei¬
ne Unkosten gescheut, «ich Gewißheit zu ver¬
schaffen und einen berühmten Hellseher kom¬
men lassen. Dieser konnte zwar nicht genan
den Täter ermitteln, wohl aber konkrete An¬
gaben darüber machen, daß nur eins von diesen
Mädchen das Gold gestohlen hat. Da beide leug¬
neten, eine aber bestimmt die Diebin war, muß¬
te meine Mandantin natürlich beide entlas¬
sen!“ —
Peng!! — Gelächter ringsum! — Aus!
3. Akt. Ueberflüssig zu sagen, daß «elbst-

ständlich der Prozeß für die beiden Mädchen
gewonnen wurde und die Frau Baronin noch
einmail sehr tief in ihre Kasse greifen mußte,
um den Klägerinnen den Schaden zu ersetzen.
Das ist aber nicht einmal das wichtigste an der
Geschichte. Bemerkenswert ist vor allen Din¬
gen, daß anscheinend auch schon Hellseher im
Arbeitsrecht eine Rolle zu spielen beginnen.
Wenn alte Jungfern, Kaffeetanten beiderlei Ge¬
schlechts usw. mit der heutigen Zeit nicht fer¬
tig werden und alle möglichen dunklen Gestal¬
ten wie Gesundbeter, Astrologen, Wahrsagerin¬
nen usw. für teures Geld in Anspruch nehmen,
so mag das ihr Privatvergnügen «ein. Wenn
aber Vertreter von Arbeitgebervereinigungen,
die ansonsten den Anspruch erheben, ernstge¬
nommen zu werden, diesen Unsinn auch mitma¬
chen, d,ann wird es allmählich Zeit, daß man
ihnen deutlich di« Wahrheit sagt und ihnea
empfindlioh auf di« Finger klopft. -er

3 Zweigen der sozialen Sicherung den
Forderungen des Uebereinkommens ent¬
spricht, kann es bereits ratifizieren,
Durch diese elastische Regelung soll er¬
reicht werden, daß das Uebereinkommen
sowohl für die hochentwickelten Indu¬
striestaaten als auch für die unterent¬
wickelten Länder annehmbar ist.

In eiuem zweiten Uebereinkommen
wurde das im Jahre 1919 beschlossene
sog. Washingtoner MutUrschutzttberein-
kommen abgeändert und den inzwischen
gewonnenen Erfahrungen und Errungen¬
schaften angepaßt.

Die Diskussion über die Beratung und
Zusammenarbeit zwischen Arbeitgebern
und Arbeitnehmern im Betrieb ergab eine
Empfehlung, wonach geeignete Maßnah¬
men ergriffen werden sollen, um diese
Beratung und Zusammenarbeit in Ange
legenheiten gemeinsamen Interesses zw
fordern: dies kann entweder auf dem
Wege der freiwilligen Vereinbarung oder
auf dem Wege der Gesetzgebung ge¬
schehen.

Die Frage der Zusammenarbeit zwi¬
schen Arbeitgebern, Arbeitnehmern und
Staat auf der Ebene der Industrie und
auf der gesamtstaatlichen Ebene konnte
von der Konferenz nicht mehr behandelt
werden.

Die Beratung über die Regelung der
Beschäftigung von Jugendlichen bei Un«
tertagearbeiten im Kohlenbergbau führ¬
ten zu einer Entschließung, die in zahl«
reichen Einzelbestimmungen Mindestalter
Berufsberatung, Berufsausbildung, ärztli¬
che Untersuchung, Nachtarbeit, Ruhezei¬
ten und Urlaub und Arbeitsaufsicht be¬
handelt. Die Konferenz soll im nächsten
Jahr das Mindestzulassungsalter für di«
Beschäftigung unter Tage im Kohlenberg¬
bau in einer internationalen Empfehlung
festlegcn.

Erneute Verhandlungen
DGB — Bundesregierung

Vor wenigen Tagen hat sich der Konflikt
J)GB-Bundesregierung wegen des Betriebsver¬
fassungsgesetzentwurfs so zugespitzt, daß dl«
Verhandlungen abgebrochen und als völlig ge¬

scheitert betrachtet wurden. Es handelt sich
vor allem darum, daß in das Gesetz das Mit-
sprachcrecht der Arbeitnehmer für die ge¬
samte Industrie aufgenommen werden soll.
Beschlüsse, die in etwa eine Mitbestimmung vor¬
sehen, liegen bekanntlich für die Kohle- und
Eisenindustrie seit dem Vorjahre vor. Der re¬
aktionäre Widerstand gegen die einheitliche
Forderung des DGB hat sich im bürgerlichen
Lager in den letzten Monaten sehr verschärft.
Jetzt wird mitgcteilt, daß sich Bundeskanz¬

ler Dr. Adenauer auf Vorschlag des Minister¬
präsidenten von Nordrhem-Westfalen, K**l Ar¬
nold, erneut zu einer Besprechung mit Vertre¬
tern des Deutschen Gewerkschaftsbundes be¬
reiterklärt hat. Das Bundeskanzleramt hot im
Aufträge des Bundeskanzler« den Bundesvor¬
stand des DGB für den 14. Juli nach Bona
eingeladen.

Dar Lehrplan der Berlitz Schule !ür 52/53
Lehrgänge der Berlitz-Schule. Di* Berlitw-

Methoda, die schon mehr al« 70 Jahr« besteht
und die sich auch an der Saar «eit Jahrzehnten
einen Namen gemacht hat, gibt ihren Plan
für die Lehrgänge 1952/53 bekannt. In Fran¬
zösisch und Englisch werden Tages- und Abend¬
lehrgänge — mit Ausbildung (wenn gewünscht)
bis zum perfekten Dolmetscher — abgehalten.
Auch in anderen wichtigen Sprachen wird un¬
terrichtet, ferner in Stenographie und Maschi¬
nenschreiben sowie in Buchführung. Interessant
ist die Abhaltung von betriebseigenen Firmen¬
lehrgängen neben den Privatzirkeln und dem
Einzelunterricht.
Anmeldungen für die im August beginnende«

Lehrgänge erfolgen am besten frühzeitig in
Saarbrücken, Richard-Wagner-Straße 5.

Achtung,
steckengebLiebene Bauten!
Im ersten Nachtragshaushalt des Saar¬

landes sind eine Milliarde Frankeo für dl«
Gewährung von Darlehen an die öffentli«
eben 1

2

Sparkassen und an die Zentralkasg«
saarländischer Genossenschaften zur Flnan-
zieiung von Baukosteospitzen (steckenge-
bliebene Bauten), sowie zur Forderung de«

Neubaues von Kleinwohnungen auf dem
Lande (einschl. der Ba umaßnahmen der

Kriegsversehrten) bereltgestellt. Wir
empfehlen den Bauinteressenten, sofort
mit ihrer örtlichen Sparkasse hezw. Genos«
sensehaftskasse Fühlung aufzunehm-n. (Nä¬
here Richtlinien sind alsbald zu erwarten.)


